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Die ethische Bewertung bewaffneter Drohnen 

könnte kontroverser kaum sein. Auf der einen 

Seite verbindet sich mit ihrer zunehmenden 

Verfügbarkeit die Befürchtung, die Schwelle 

zum Gebrauch militärischer Gewalt könne sin-

ken. Drohnen als ein leicht und risikolos ein-

setzbares militärisches Instrument ermögli-

chen, so die Besorgnis, den Rückgriff auf 

militärische Gewalt, ohne dass das Kriterium 

der Ultima Ratio erfüllt sei – das heißt: ohne 

dass andere Optionen überhaupt erst erwo-

gen und verfolgt wurden. Auf der anderen Sei-

te verbindet sich mit Drohnen die Erwartung, 

sie könnten moralisch zu rechtfertigende 

Einsätze, etwa zu humanitären Zwecken, er-

leichtern, die ansonsten vielleicht nicht statt-

finden würden. Zumeist argumentieren Be-

fürworter von Kampfdrohnen jedoch weniger 

mit Blick auf das Ius ad bellum, sondern mit 

Blick auf das Ius in bello: Aufgrund ihrer Ziel-

genauigkeit entspreche der Einsatz von 

Kampfdrohnen dem Unterscheidungsgebot 

eher als andere Einsatzformen. Und – so ein 

weiteres Argument der Befürworter ‒ sie redu-

zieren das Risiko für die eigenen Soldaten, de-

ren Schutz moralisch geboten sei, wenn sie in 

einen zu rechtfertigenden Kampfeinsatz ent-

sandt werden. In der Tat: Für die moralische 

Bewertung des Gebrauchs von bewaffneten 

Drohnen ist zunächst einmal entscheidend, ob 

die organisierte Gewaltanwendung zu recht-

fertigen ist, in der sie zum Einsatz kommen. 

Zwar können Kampfdrohnen an sich proble-

matisch werden; dann nämlich, wenn sie zu 

„autonomen Waffensystemen“ weiterentwi-

ckelt werden, die zum Einsatz tödlicher Gewalt 

in der Lage sind ohne direkte Kontrolle und 

direkte Beteiligung eines Menschen im Ent-

scheidungsprozess. Doch noch ist die Entwick-

lung nicht soweit. 

Aber längst wecken Kampfdrohnen morali-

sches Unbehagen – und zwar, wie der ameri-

kanische Philosoph und Kriegsethiker Michael 

Walzer mit Blick auf die Praxis seines Landes 

schrieb, wegen der Leichtigkeit gezielten Tö-

tens, das sie ermöglichen. Für die USA ist der 

Einsatz von Drohnen zum Mittel der Wahl im 

Krieg gegen al-Qaida und deren Verbündete 

geworden. Zwar hat die Obama-Regierung mit 

der Ideologie und Rhetorik des „Kriegs gegen 

den Terror“ gebrochen, doch sie sieht die Be-

kämpfung von al-Qaida keineswegs als poli-

zeiliche und strafrechtliche Angelegenheit an. 

Was die völkerrechtliche Legitimierung ihres 

Vorgehens betrifft, reklamiert die Obama-

Administration nach wie vor die Existenz eines 

„bewaffneten Konflikts“ zwischen al-Qaida 

und (nicht näher definierten) assoziierten Kräf-

ten auf der einen und den USA auf der anderen 

Seite. Sie argumentiert dabei mit einer geo-

graphischen Uneingrenzbarkeit des „bewaff-

neten Konflikts“, die völkerrechtlich äußert 

umstritten ist und so auch von den Verbün-

deten der USA nicht geteilt wird. Völkerrecht-

lich lassen sich aus Vertrags- und Gewohn-

heitsrecht einige Kriterien für das Vorliegen 

eines „nicht-internationalen bewaffneten 
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Konflikts“ gewinnen. Ob außerhalb Afghanis-

tans und des pakistanischen Grenzgebiets zu 

Afghanistan (und früher des Iraks) ein solches 

Maß an Dauer und Intensität der Gewalt gege-

ben ist und sich die „nichtstaatlichen bewaff-

neten Gruppen“ als Partei im Sinne des hu-

manitären Völkerrechts identifizieren lassen, 

dass von einem „bewaffneten Konflikt“ ge-

sprochen werden kann, ist problematisch.  

In den öffentlichen völkerrechtlichen Rechtfer-

tigungen bezieht sich die Administration nicht 

nur auf das Bestehen eines „bewaffneten Kon-

flikts” zwischen al-Qaida und assoziierten 

Kräften auf der einen und den USA auf der an-

deren Seite. Sie rekurriert daneben auch auf 

ein sehr weit gefasstes präventives Selbstver-

teidigungsrecht, um die Praxis gezielter Tö-

tungen zu rechtfertigen. Unklar bleibt jedoch, 

ob beide Rechtfertigungsstränge in allen Fäl-

len gelten. Wie es scheint, sieht die 

Administration die Notwendigkeit, Einsätze 

außerhalb der „heißen“ Schlachtfelder mit 

dem Selbstverteidigungsrecht zu legitimieren. 

Andererseits wird jedoch behauptet, es bedür-

fe nicht vor jedem gezielten Angriff einer Ana-

lyse im Sinne des Selbstverteidigungsrechts. 

Dahinter steht ein rechtlich und ethisch zwei-

felhaftes, weil sehr weites Verständnis der 

Unmittelbarkeit einer Bedrohung. In einem 

White Paper des Justizministeriums zur Frage, 

unter welchen Bedingungen die Tötung ame-

rikanischer Staatsbürger im Ausland legal sei, 

lassen sich einige Ausführungen dazu finden. 

Dort heißt es, die Bedrohung durch al-Qaida 

und assoziierte Kräfte erfordere ein „breiteres 

Verständnis von Unmittelbarkeit“. Denn die 

US-Regierung könne nicht wissen, welche An-

schläge alle geplant seien und daher nicht zu-

versichtlich sein, dass keiner bevorstehe. Eine 

Person, die beständig an der Planung von An-

schlägen gegen die USA beteiligt gewesen sei 

und sich nicht offensichtlich von solchen Akti-

vitäten abgekehrt habe, stelle daher aus die-

ser Sicht eine unmittelbare Bedrohung dar. 

Im Rahmen dieses legitimierenden Kontextes 

haben Kampfdrohnen eine weithin intranspa-

rente institutionalisierte Praxis mehr oder we-

niger gezielter Tötungen im Graubereich 

asymmetrischer Konflikte ermöglicht.1 Geziel-

te Tötungen und Drohnenangriffe werden 

mittlerweile oft in einem Atemzug genannt. 

Gezielte Tötungen sind zwar eine Praxis, die 

im Falle der USA in dieser Intensität so erst 

möglich wurde, weil weitreichende, fernge-

steuerte und zielgenaue Kampfdrohnen zum 

Einsatz kommen können. Doch gezielte Tö-

tungen – verstanden als die im Auftrag von 

Staaten durchgeführte geplante Tötung be-

stimmter einzelner Personen, die nicht inhaf-

tiert sind ‒ sind eine Praxis, deren Problematik 

nicht von einer bestimmten Technologie ab-

hängt und die nicht auf die USA beschränkt ist. 

So hatte Israel die Vorreiterrolle inne (und im 

Übrigen hatten die USA vor dem 11. September 

Israel deswegen noch öffentlich kritisiert). 

Die Verfügbarkeit von Drohnen, die ohne Risi-

ken für amerikanische Soldaten und Geheim-

dienstmitarbeiter genutzt werden können, 

hat, so scheint es, dazu verführt2, die Schwelle 

für ihren Einsatz zu senken und die Zahl der 

Zielpersonen auszuweiten, das heißt auch sol-

che aufzunehmen, deren Tötung unter den 

Kriterien der Notwendigkeit und Proportiona-

lität nicht überzeugend begründet werden 

kann. Es werden etwa im Jemen Menschen 

getötet, weil die Technologie es leichtmacht. 

Gäbe es die Drohnen nicht, so würde sich 
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Washington nicht die Mühe machen, Teams zu 

entsenden, um diese Zielpersonen festzu-

nehmen oder zu töten.3 

Töten ist politisch opportuner und für ameri-

kanische Sicherheitskräfte weniger riskant als 

die Gefangennahme mutmaßlicher Terro-

risten. Wenn es überhaupt zu Gefangennah-

men und Inhaftierungen kommt, dann eher 

vonseiten der Sicherheitskräfte anderer Staa-

ten. Denn der Umgang mit Gefangenen stellt 

die USA vor Probleme; Guantánamo soll ja 

nach wie vor geschlossen werden. Zwar wird 

es offiziell abgestritten, aber die Belastungen, 

die mit der Gefangennahme mutmaßlicher 

Terroristen verbunden sind, schufen Anreize 

zum Töten.4 Insofern ist es fraglich, in wel-

chem Maße im bürokratischen Entschei-

dungsprozess die von Präsident Obama im 

Mai 2013 noch einmal bekräftigte angebliche 

Präferenz für die Gefangennahme mutmaßli-

cher Terroristen zum Tragen kommt. 

Längst geht der Einsatz von Drohnen weit über 

die Ausschaltung von Führungsfiguren der 

al-Qaida und der Taliban hinaus. Soweit be-

kannt und durch zwei öffentliche Quellen be-

stätigt, wurden nach der Berechnung der New 

America Foundation zwischen 2004 und Mitte 

April 2013 in Pakistan 55 Führungspersonen 

von al-Qaida und der Taliban durch Drohnen-

angriffe getötet. Das heißt, diese stellen nur 

einen Bruchteil der in diesem Zeitraum durch 

Drohnenangriffe Getöteten dar – die Schät-

zungen der Organisation bewegen sich zwi-

schen 2003 und 3321 Personen. Im Jemen lag 

die Zahl der getöteten al-Qaida-Führungs-

personen seit Beginn der Drohnenangriffe un-

ter Obama bei 34 – bei einer geschätzten Ge-

samtzahl von 427 bis 679 Getöteten.5 Das be-

deutet: Der überwiegende Teil der Angriffe 

richtete sich gegen niedrigrangige Mitglieder 

der Taliban und al-Qaidas. 

Öffentlich rechtfertigt die Administration das 

Drohnenprogramm stets in einer Weise, als ob 

es dabei allein um die präzise Tötung führen-

der Terroristen und solcher mit einem beson-

deren Bedrohungspotenzial gehe. Der Groß-

teil der Drohnenangriffe der CIA in Pakistan 

scheint jedoch aus sogenannten signature 

strikes zu bestehen. Bei solchen Einsätzen 

werden offenbar auf Grund einer Wahrschein-

lichkeitseinschätzung Personen und Perso-

nengruppen attackiert, weil sie ein bestimm-

tes Verhaltensmuster an den Tag legen, aus 

dem auf das Risiko einer Bedrohung geschlos-

sen wird.  

Gerade für derartige Angriffe dürfte die offiziel-

le Sicht, Kollateralschäden seien äußerst sel-

ten, nicht sehr glaubhaft sein, zumal einige 

eklatante Irrtümer bekannt geworden sind. 

Wie viele Menschen durch Drohnenangriffe 

getötet wurden und wie viele „Nichtkombat-

tanten“ diesen Angriffen zum Opfer fielen, ist 

nicht wirklich verlässlich bekannt. Die Admi-

nistration schweigt sich darüber aus. Die Zah-

len, die einige Organisationen laufend zu-

sammentragen und die sich beträchtlich 

unterscheiden, sind aus methodischen und 

rein praktischen Gründen mit großer Unsi-

cherheit behaftet. Denn sie stützen sich auf 

Medienberichte, vor allem Berichte englisch-

sprachiger Medien. Deren Quellen bleiben oft 

anonym, ihre Zuverlässigkeit ist ungewiss. Es 

ist anzunehmen, dass nicht über alle Angriffe 

berichtet wird. Nicht kontrollierbar ist zum 

Beispiel die Unterscheidung in Zivilisten und 

Militante in solchen Berichten. Der Begriff 
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„Militante“, der immer wieder verwendet wird, 

um deutlich zu machen, dass die Opfer keine 

Unschuldigen sind, wird nie definiert und ist 

völkerrechtlich auch nicht relevant.6 Eine Ten-

denz zum Positiven, wenn man so will, lässt 

sich erkennen: Der Anteil von Zivilisten, die 

den Drohnenangriffen in den pakistanischen 

Stammesgebieten zum Opfer fielen, scheint 

beträchtlich gesunken zu sein. Betrug der An-

teil getöteter Zivilisten nach den Berechnun-

gen des Bureau of Investigative Journalism 

2011 mindestens 14 Prozent, so fiel er im Jahr 

2012 auf 2,5 Prozent.7 

So problematisch die amerikanische Droh-

nenkriegführung auch ist und so sehr sie 

vielerorts den Blick auf das Instrument be-

waffneter Drohnen prägt, so ist doch festzu-

halten: Die institutionalisierte Praxis des Tö-

tens wurde durch die technologische 

Entwicklung zwar ermöglicht, sie bedurfte und 

bedarf aber der spezifischen Legitimation 

durch den permanenten Kriegszustand, in 

dem sich die USA seit dem 11. September 

wähnen. Im Rahmen dieses Legitimationskon-

textes hat sich ein bürokratisierter Tötungs-

apparat entwickelt, dessen Entscheidungen 

weithin frei von politischer und unabhängiger 

rechtlicher Kontrolle sind. Die Ziellisten wer-

den weder im Voraus noch im Nachhinein un-

abhängig überprüft; die Kriterien bleiben 

weitgehend geheim, die Entscheidungen fal-

len in einem Zirkel öffentlich nicht rechen-

schaftspflichtiger Entscheidungsträger, ohne 

dass zumindest im Nachhinein eine unabhän-

gige Überprüfung erfolgt. Die USA sind zum 

Vorreiter einer Praxis geworden, die zu Recht 

weithin moralisches Unbehagen weckt. 
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